
STA ATSMlNlSTERlUM 

FÜR KULTUS �SACHSEN 

Bekanntmachung 
des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus 

Allgemeinverfügung 
zur befristeten teilweisen Schließung sowie 

zum befristeten eingeschränkten Regelbetrieb an der 
Wilhelmine-Reichard-Schule, Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen 

in Freital 
im Zusammenhang mit der Bekämpfung der SARS-CoV-2-Pandemie 

Vom 29. November 2021 

Az. Z-5012/53/542 

Aufgrund des§ 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 sowie Satz 5 der Schul- und Kita­
Coronaverordnung vom 20. November 2021 (SächsGVBI. S. 1250), die durch die Verordnung 
vom 26. November 2021 (SächsGVBI. S. 1276b) geändert worden ist, sowie aufgrund von§ 
28 Absatz 1 und 3 und § 28a Absatz 7 Satz 1 Nummer 7 und Satz 2 des Infektionsschutzge­
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBI. 1 S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 
November 2021 (BGBI. 1 S. 4906) geändert worden ist, erlässt das Sächsische Staatsministe­
rium für Kultus folgende 

Allgemeinverfügung: 

1. Regelungsgegenstand der Allgemeinverfügung

Die Wilhelmine-Reichard-Schule, Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen in Freital wird 
hiermit für den Zeitraum 30. November 2021 bis einschließlich 8. Dezember 2021 teilweise 
geschlossen, nämlich hinsichtlich einer Präsenzbeschulung für die Klassen 5a und 6b. Des 
Weiteren wir die Oberstufe hiermit für den Zeitraum 30. November 2021 bis einschließlich 8. 
Dezember 2021 in den eingeschränkten Regelbetrieb mit festen Klassen oder Gruppen und 
festen Bezugspersonen in festgelegten Räumen oder Bereichen versetzt. Für die Hortbetreu­
ung ihrer Schülerinnen und Schüler wird ebenfalls der eingeschränkte Regelbetrieb angeord­
net. 

2. Bekanntgabe, Wirksam- und Unwirksamwerden der Allgemeinverfügung, Wider­
rufsvorbehalt

2.1. Als Tag der Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung wird hiermit der 30. No­
vember 2021 bestimmt.

2.2. Diese Allgemeinverfügung wird am 30. November 2021 wirksam und mit Ablauf 
des 8. Dezember 2021 unwirksam. 

2.3. Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den 
Fall, dass nach ihrer Bekanntgabe die Sachlage der SARS-CoV-2-Pandemie 
oder die infektionsschutzrechtliche Rechtslage sich so entwickelt, dass andere 
als die in dieser Allgemeinverfügung getroffenen Regelungen erforderlich wer­
den. 
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